
Aktuelles Recht für die Praxis

Das neue Reiserecht

Bearbeitet von
Von Dr. Stefanie Bergmann

1. Auflage 2018. Buch. XVI, 132 S. Kartoniert
ISBN 978 3 406 72026 0

Format (B x L): 14,1 x 22,4 cm

Recht > Zivilrecht > BGB Besonderes Schuldrecht > Reisevertragsrecht

Zu Inhalts- und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/bergmann-neue-reiserecht/productview.aspx?product=22403839&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_lp&utm_campaign=pdf_22403839&campaign=pdf/22403839
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27837
http://www.beck-shop.de/fachbuch/inhaltsverzeichnis/Bergmann-Das-Reiserecht-9783406720260_1604201806152962_ihv.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Bergmann-Das-Reiserecht-9783406720260_1604201806153011_rg.pdf


 § 651g Erhebliche Vertragsänderungen 89 

nach Absatz 4 Satz 1 sowie die Angabe enthält, wie Änderungen des 
Reisepreises zu berechnen sind, und 

 2. die Erhöhung des Reisepreises sich unmittelbar ergibt aus einer nach 
Vertragsschluss erfolgten 

 a) Erhöhung des Preises für die Beförderung von Personen aufgrund 
höherer Kosten für Treibstoff oder andere Energieträger, 

 b) Erhöhung der Steuern und sonstigen Abgaben für vereinbarte Rei-
seleistungen, wie Touristenabgaben, Hafen- oder Flughafengebüh-
ren, oder 

 c) Änderung der für die betreffende Pauschalreise geltenden Wech-
selkurse. 

Der Reiseveranstalter hat den Reisenden auf einem dauerhaften Daten-
träger klar und verständlich über die Preiserhöhung und deren Gründe zu 
unterrichten und hierbei die Berechnung der Preiserhöhung mitzuteilen. 
Eine Preiserhöhung ist nur wirksam, wenn sie diesen Anforderungen ent-
spricht und die Unterrichtung des Reisenden nicht später als 20 Tage vor 
Reisebeginn erfolgt. 

(2) Andere Vertragsbedingungen als den Reisepreis kann der Reisever-
anstalter einseitig nur ändern, wenn dies im Vertrag vorgesehen und die 
Änderung unerheblich ist. Der Reiseveranstalter hat den Reisenden auf 
einem dauerhaften Datenträger klar, verständlich und in hervorgehobener 
Weise über die Änderung zu unterrichten. Eine Änderung ist nur wirk-
sam, wenn sie diesen Anforderungen entspricht und vor Reisebeginn er-
klärt wird. 

(3) § 308 Nummer 4 und § 309 Nummer 1 sind auf Änderungsvorbe-
halte nach den Absätzen 1 und 2, die durch vorformulierte Vertragsbe-
dingungen vereinbart werden, nicht anzuwenden. 

(4) Sieht der Vertrag die Möglichkeit einer Erhöhung des Reisepreises 
vor, kann der Reisende eine Senkung des Reisepreises verlangen, wenn und 
soweit sich die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannten Preise, Abgaben 
oder Wechselkurse nach Vertragsschluss und vor Reisebeginn geändert ha-
ben und dies zu niedrigeren Kosten für den Reiseveranstalter führt. Hat der 
Reisende mehr als den hiernach geschuldeten Betrag gezahlt, ist der Mehr-
betrag vom Reiseveranstalter zu erstatten. Der Reiseveranstalter darf von 
dem zu erstattenden Mehrbetrag die ihm tatsächlich entstandenen Verwal-
tungsausgaben abziehen. Er hat dem Reisenden auf dessen Verlangen 
nachzuweisen, in welcher Höhe Verwaltungsausgaben entstanden sind. 

 
§ 651g Erhebliche Vertragsänderungen 

§ 651g 
Erhebliche Vertragsänderungen 

 
 

(1) Übersteigt die im Vertrag nach § 651f Absatz 1 vorbehaltene Preiser-
höhung 8 Prozent des Reisepreises, kann der Reiseveranstalter sie nicht 



90 Anhang 1 – Vorschriften aus dem BGB 

einseitig vornehmen. Er kann dem Reisenden jedoch eine entsprechende 
Preiserhöhung anbieten und verlangen, dass der Reisende innerhalb einer 
vom Reiseveranstalter bestimmten Frist, die angemessen sein muss, 
 1. das Angebot zur Preiserhöhung annimmt oder 
 2. seinen Rücktritt vom Vertrag erklärt. 
Satz 2 gilt für andere Vertragsänderungen als Preiserhöhungen entspre-
chend, wenn der Reiseveranstalter die Pauschalreise aus einem nach Ver-
tragsschluss eingetretenen Umstand nur unter erheblicher Änderung ei-
ner der wesentlichen Eigenschaften der Reiseleistungen (Artikel 250 § 3 
Nummer 1 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche) 
oder nur unter Abweichung von besonderen Vorgaben des Reisenden, die 
Inhalt des Vertrags geworden sind, verschaffen kann. Das Angebot zu ei-
ner Preiserhöhung kann nicht später als 20 Tage vor Reisebeginn, das 
Angebot zu sonstigen Vertragsänderungen nicht nach Reisebeginn unter-
breitet werden. 

(2) Der Reiseveranstalter kann dem Reisenden in einem Angebot zu 
einer Preiserhöhung oder sonstigen Vertragsänderung nach Absatz 1 
wahlweise auch die Teilnahme an einer anderen Pauschalreise (Ersatzrei-
se) anbieten. Der Reiseveranstalter hat den Reisenden nach Maßgabe des 
Artikels 250 § 10 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbu-
che zu informieren. Nach dem Ablauf der vom Reiseveranstalter be-
stimmten Frist gilt das Angebot zur Preiserhöhung oder sonstigen Ver-
tragsänderung als angenommen. 

(3) Tritt der Reisende vom Vertrag zurück, findet § 651h Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 5 entsprechende Anwendung; Ansprüche des Rei-
senden nach § 651i Absatz 3 Nummer 7 bleiben unberührt. Nimmt er 
das Angebot zur Vertragsänderung oder zur Teilnahme an einer Ersatz-
reise an und ist die Pauschalreise im Vergleich zur ursprünglich ge-
schuldeten nicht von mindestens gleichwertiger Beschaffenheit, gilt 
§ 651m entsprechend; ist sie von gleichwertiger Beschaffenheit, aber 
für den Reiseveranstalter mit geringeren Kosten verbunden, ist im Hin-
blick auf den Unterschiedsbetrag § 651m Absatz 2 entsprechend anzu-
wenden. 

 
§ 651h Rücktritt vor Reisebeginn 

§ 651h 
Rücktritt vor Reisebeginn 

 
 
(1) Vor Reisebeginn kann der Reisende jederzeit vom Vertrag zu- 

rücktreten. Tritt der Reisende vom Vertrag zurück, verliert der Rei- 
severanstalter den Anspruch auf den vereinbarten Reisepreis. Der  
Reiseveranstalter kann jedoch eine angemessene Entschädigung verlan-
gen. 
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(2) Im Vertrag können, auch durch vorformulierte Vertragsbedingun-
gen, angemessene Entschädigungspauschalen festgelegt werden, die sich 
nach Folgendem bemessen: 
 1. Zeitraum zwischen der Rücktrittserklärung und dem Reisebeginn, 
 2. zu erwartende Ersparnis von Aufwendungen des Reiseveranstalters 

und 
 3. zu erwartender Erwerb durch anderweitige Verwendung der Reiseleis-

tungen. 
Werden im Vertrag keine Entschädigungspauschalen festgelegt, be-

stimmt sich die Höhe der Entschädigung nach dem Reisepreis abzüglich 
des Werts der vom Reiseveranstalter ersparten Aufwendungen sowie ab-
züglich dessen, was er durch anderweitige Verwendung der Reiseleistun-
gen erwirbt. Der Reiseveranstalter ist auf Verlangen des Reisenden ver-
pflichtet, die Höhe der Entschädigung zu begründen. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 3 kann der Reiseveranstalter keine 
Entschädigung verlangen, wenn am Bestimmungsort oder in dessen un-
mittelbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auftreten, 
die die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Perso-
nen an den Bestimmungsort erheblich beeinträchtigen. Umstände sind 
unvermeidbar und außergewöhnlich im Sinne dieses Untertitels, wenn 
sie nicht der Kontrolle der Partei unterliegen, die sich hierauf beruft, und 
sich ihre Folgen auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zu-
mutbaren Vorkehrungen getroffen worden wären. 

(4) Der Reiseveranstalter kann vor Reisebeginn in den folgenden Fäl-
len vom Vertrag zurücktreten: 
 1. für die Pauschalreise haben sich weniger Personen als die im Vertrag 

angegebene Mindestteilnehmerzahl angemeldet; in diesem Fall hat der 
Reiseveranstalter den Rücktritt innerhalb der im Vertrag bestimmten 
Frist zu erklären, jedoch spätestens 

 a) 20 Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mehr als sechs 
Tagen, 

 b) sieben Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mindestens 
zwei und höchsten sechs Tagen, 

 c) 48 Stunden vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von weniger als 
zwei Tagen, 

 2. der Reiseveranstalter ist aufgrund unvermeidbarer, außergewöhnlicher 
Umstände an der Erfüllung des Vertrags gehindert; in diesem Fall hat 
er den Rücktritt unverzüglich nach Kenntnis von dem Rücktrittsgrund 
zu erklären. 
Tritt der Reiseveranstalter zurück, verliert er den Anspruch auf den 

vereinbarten Reisepreis. 
(5) Wenn der Reiseveranstalter infolge eines Rücktritts zur Rückerstat-

tung des Reisepreises verpflichtet ist, hat er unverzüglich, auf jeden Fall 
aber innerhalb von 14 Tagen nach dem Rücktritt zu leisten. 
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§ 651i 
Rechte des Reisenden bei Reisemängeln 

 

 

(1) Der Reiseveranstalter hat dem Reisenden die Pauschalreise frei 
von Reisemängeln zu verschaffen. 

(2) Die Pauschalreise ist frei von Reisemängeln, wenn sie die verein-
barte Beschaffenheit hat. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart ist, 
ist die Pauschalreise frei von Reisemängeln, 
 1. wenn sie sich für den nach dem Vertrag vorausgesetzten Nutzen eig-

net, ansonsten 
 2. wenn sie sich für den gewöhnlichen Nutzen eignet und eine Be- 

schaffenheit aufweist, die bei Pauschalreisen der gleichen Art üb- 
lich ist und die der Reisende nach der Art der Pauschalreise erwarten 
kann. 
Ein Reisemangel liegt auch vor, wenn der Reiseveranstalter Reiseleis-

tungen nicht oder mit unangemessener Verspätung verschafft. 
(3) Ist die Pauschalreise mangelhaft, kann der Reisende, wenn die 

Voraussetzungen der folgenden Vorschriften vorliegen und soweit nichts 
anderes bestimmt ist, 
 1. nach § 651k Absatz 1 Abhilfe verlangen, 
 2. nach § 651k Absatz 2 selbst Abhilfe schaffen und Ersatz der erforder-

lichen Aufwendungen verlangen, 
 3. nach § 651k Absatz 3 Abhilfe durch andere Reiseleistungen (Ersatz-

leistungen) verlangen, 
 4. nach § 651k Absatz 4 und 5 Kostentragung für eine notwendige Be-

herbergung verlangen, 
 5. den Vertrag nach § 651l kündigen, 
 6. die sich aus einer Minderung des Reisepreises (§ 651m) ergebenden 

Rechte geltend machen und 
 7. nach § 651n Schadensersatz oder nach § 284 Ersatz vergeblicher 

Aufwendungen verlangen. 
 

§ 651j Verjährung 

§ 651j 
Verjährung 

 

 

Die in § 651i Absatz 3 bezeichneten Ansprüche des Reisenden verjäh-
ren in zwei Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Tag, an dem die 
Pauschalreise dem Vertrag nach enden sollte. 
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§ 651k 
Abhilfe 

§ 651k Abhilfe 
(1) Verlangt der Reisende Abhilfe, hat der Reiseveranstalter den Rei-

semangel zu beseitigen. Er kann die Abhilfe nur verweigern, wenn sie 
 1. unmöglich ist oder 
 2. unter Berücksichtigung des Ausmaßes des Reisemangels und des 

Werts der betroffenen Reiseleistung mit unverhältnismäßigen Kosten 
verbunden ist. 
(2) Leistet der Reiseveranstalter vorbehaltlich der Ausnahmen des Ab-

satzes 1 Satz 2 nicht innerhalb einer vom Reisenden bestimmten ange-
messenen Frist Abhilfe, kann der Reisende selbst Abhilfe schaffen und 
Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangen. Der Bestimmung ei-
ner Frist bedarf es nicht, wenn die Abhilfe vom Reiseveranstalter ver-
weigert wird oder wenn sofortige Abhilfe notwendig ist. 

(3) Kann der Reiseveranstalter die Beseitigung des Reisemangels nach 
Absatz 1 Satz 2 verweigern und betrifft der Reisemangel einen erhebli-
chen Teil der Reiseleistungen, hat der Reiseveranstalter Abhilfe durch 
angemessene Ersatzleistungen anzubieten. Haben die Ersatzleistungen 
zur Folge, dass die Pauschalreise im Vergleich zur ursprünglich geschul-
deten nicht von mindestens gleichwertiger Beschaffenheit ist, hat der 
Reiseveranstalter dem Reisenden eine angemessene Herabsetzung des 
Reisepreises zu gewähren; die Angemessenheit richtet sich nach § 651m 
Absatz 1 Satz 2. Sind die Ersatzleistungen nicht mit den im Vertrag ver-
einbarten Leistungen vergleichbar oder ist die vom Reiseveranstalter an-
gebotene Herabsetzung des Reisepreises nicht angemessen, kann der 
Reisende die Ersatzleistungen ablehnen. In diesem Fall oder wenn der 
Reiseveranstalter außerstande ist, Ersatzleistungen anzubieten, ist § 651l 
Absatz 2 und 3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass es auf eine Kündi-
gung des Reisenden nicht ankommt. 

(4) Ist die Beförderung des Reisenden an den Ort der Abreise oder an 
einen anderen Ort, auf den sich die Parteien geeinigt haben (Rückbeförde-
rung), vom Vertrag umfasst und aufgrund unvermeidbarer, außergewöhn-
licher Umstände nicht möglich, hat der Reiseveranstalter die Kosten für 
eine notwendige Beherbergung des Reisenden für einen höchstens drei 
Nächte umfassenden Zeitraum zu tragen, und zwar möglichst in einer Un-
terkunft, die der im Vertrag vereinbarten gleichwertig ist. 

(5) Der Reiseveranstalter kann sich auf die Begrenzung des Zeitraums 
auf höchstens drei Nächte gemäß Absatz 4 in folgenden Fällen nicht be-
rufen: 
 1. der Leistungserbringer hat nach unmittelbar anwendbaren Regelungen 

der Europäischen Union dem Reisenden die Beherbergung für einen 
längeren Zeitraum anzubieten oder die Kosten hierfür zu tragen, 
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 2. der Reisende gehört zu einem der folgenden Personenkreise und der 
Reiseveranstalter wurde mindestens 48 Stunden vor Reisebeginn von 
den besonderen Bedürfnissen des Reisenden in Kenntnis gesetzt: 

 a) Personen mit eingeschränkter Mobilität im Sinne des Artikels 2 
Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über die Rechte von 
behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter 
Mobilität (ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 1; L 26 vom 26.1.2013, 
S. 34) und deren Begleitpersonen, 

 b) Schwangere, 
 c) unbegleitete Minderjährige, 
 d) Personen, die besondere medizinische Betreuung benötigen. 

 
 

§ 651l 
Kündigung 

 
 
(1) Wird die Pauschalreise durch den Reisemangel erheblich beein-

trächtigt, kann der Reisende den Vertrag kündigen. Die Kündigung ist 
erst zulässig, wenn der Reiseveranstalter eine ihm vom Reisenden be-
stimmte angemessene Frist hat verstreichen lassen, ohne Abhilfe zu leis-
ten; § 651k Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Wird der Vertrag gekündigt, so behält der Reiseveranstalter hin-
sichtlich der erbrachten und nach Absatz 3 zur Beendigung der Pauschal-
reise noch zu erbringende Reiseleistungen den Anspruch auf den verein-
barten Reisepreis; Ansprüche des Reisenden nach § 651i Absatz 3 
Nummer 6 und 7 bleiben unberührt. Hinsichtlich der nicht mehr zu 
erbringenden Reiseleistungen entfällt der Anspruch des Reiseveranstal-
ters auf den vereinbarten Reisepreis; insoweit bereits geleistete Zahlun-
gen sind dem Reisenden vom Reiseveranstalter zu erstatten. 

(3) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, die infolge der Aufhebung 
des Vertrags notwendigen Maßnahmen zu treffen, insbesondere, falls der 
Vertrag die Beförderung des Reisenden umfasste, unverzüglich für des-
sen Rückbeförderung zu sorgen; das hierfür eingesetzte Beförderungs-
mittel muss dem im Vertrag vereinbarten gleichwertig sein. Die Mehr-
kosten für die Rückbeförderung fallen dem Reiseveranstalter zur Last. 

 
§ 651m Minderung 

§ 651m 
Minderung 

 
 
(1) Für die Dauer des Reisemangels mindert sich der Reisepreis. Bei 

der Minderung ist der Reisepreis in dem Verhältnis herabzusetzen, in 
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welchem zur Zeit des Vertragsschlusses der Wert der Pauschalreise in 
mangelfreiem Zustand zu dem wirklichen Wert gestanden haben würde. 
Die Minderung ist, soweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. 

(2) Hat der Reisende mehr als den geminderten Reisepreis gezahlt, so 
ist der Mehrbetrag vom Reiseveranstalter zu erstatten. § 346 Absatz 1 
und § 347 Absatz 1 finden entsprechende Anwendung. 

 
 

§ 651n 
Schadensersatz 

 
 
(1) Der Reisende kann unbeschadet der Minderung oder der Kündi-

gung Schadensersatz verlangen, es sei denn, der Reisemangel 
 1. ist vom Reisenden verschuldet, 
 2. ist von einem Dritten verschuldet, der weder Leistungserbringer ist 

noch in anderer Weise an der Erbringung der von dem Pauschalreise-
vertrag umfassten Reiseleistungen beteiligt ist, und war für den Reise-
veranstalter nicht vorhersehbar oder nicht vermeidbar oder 

 3. wurde durch unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände verursacht. 
(2) Wird die Pauschalreise vereitelt oder erheblich beeinträchtigt, kann 

der Reisende auch wegen nutzlos aufgewendeter Urlaubszeit eine ange-
messene Entschädigung in Geld verlangen. 

(3) Wenn der Reiseveranstalter zum Schadensersatz verpflichtet ist, 
hat er unverzüglich zu leisten. 

 
 

§ 651o 
Mängelanzeige durch den Reisenden 

 
 
(1) Der Reisende hat dem Reiseveranstalter einen Reisemangel unver-

züglich anzuzeigen. 
(2) Soweit der Reiseveranstalter infolge einer schuldhaften Unterlas-

sung der Anzeige nach Absatz 1 nicht Abhilfe schaffen konnte, ist der 
Reisende nicht berechtigt, 
 1. die in § 651m bestimmten Rechte geltend zu machen oder 
 2. nach § 651n Schadensersatz zu verlangen. 

 
§ 651p Zulässige Haftungsbeschränkung; Anrechnung 

§ 651p 
Zulässige Haftungsbeschränkung; Anrechnung 

 
 
(1) Der Reiseveranstalter kann durch Vereinbarung mit dem Reisenden 

seine Haftung für solche Schäden auf den dreifachen Reisepreis be-
schränken, die 
 1. keine Körperschäden sind und 
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 2. nicht schuldhaft herbeigeführt werden. 
(2) Gelten für eine Reiseleistung internationale Übereinkünfte oder 

auf solchen beruhende gesetzliche Vorschriften, nach denen ein An-
spruch auf Schadensersatz gegen den Leistungserbringer nur unter be-
stimmten Voraussetzungen oder Beschränkungen entsteht oder geltend 
gemacht werden kann oder unter bestimmten Voraussetzungen ausge-
schlossen ist, so kann sich auch der Reiseveranstalter gegenüber dem 
Reisenden hierauf berufen. 

(3) Hat der Reisende gegen den Reiseveranstalter Anspruch auf Scha-
densersatz oder auf Erstattung eines infolge einer Minderung zu viel ge-
zahlten Betrages, so muss sich der Reisende den Betrag anrechnen las-
sen, den er aufgrund desselben Ereignisses als Entschädigung oder als 
Erstattung infolge einer Minderung nach Maßgabe internationaler Über-
einkünfte oder von auf solchen beruhenden gesetzlichen Vorschriften er-
halten hat oder nach Maßgabe 
 1. der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für 
Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der 
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung von 
Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABl. 
L 46 vom 17.2.2004, S. 1), 

 2. der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments  
und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten 
der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 315 vom 3.12.2007, 
S. 14), 

 3. der Verordnung (EG) Nr. 392/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. April 2009 über die Unfallhaftung von Beförderern 
von Reisenden auf See (ABl. L 131 vom 28.5.2009, S. 24), 

 4. der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäischen Parlaments  
und des Rates vom 24. November 2010 über die Fahrgastrechte im 
See- und Binnenschiffsverkehr und zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1) oder 

5. der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftom-
nibusverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 
(ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 1). 
Hat der Reisende vom Reiseveranstalter bereits Schadensersatz erhal-

ten oder ist ihm infolge einer Minderung vom Reiseveranstalter bereits 
ein Betrag erstattet worden, so muss er sich den erhaltenen Betrag auf 
dasjenige anrechnen lassen, was ihm aufgrund desselben Ereignisses als 
Entschädigung oder als Erstattung infolge einer Minderung nach Maß-
gabe internationaler Übereinkünfte oder von auf solchen beruhenden ge-
setzlichen Vorschriften oder nach Maßgabe der in Satz 1 genannten Ver-
ordnungen geschuldet ist. 


